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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ingrid Koppe, Dr. Wolfgang Ullmann 
und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/6813 — 


Stand der Ermittlungsverfahren und Verurteilungen von ehemaligen Mitarbeitern 
des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) in Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit 
für das MfS und von anderen poiitischen Straftaten in der ehemaiigen DDR 


Am 21. Mai 1993 hat die Bundesregierung eine Kleine Anfrage der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN {Drucksache 12/4860) zum hier ge- 
nannten Fragenkomplex beantwortet (Drucksache 12/5004). Hierbei hat 
die Bundesregierung im wesentlichen den Verfahrensstand bis zum 
Jahr 1992 referiert, wobei insbesondere der Verfahrensstand auf Län- 
derebene nur unzureichend skizziert werden konnte. Die Bundesregie- 
rung hatte damals von einer Beteiligung der Länder abgesehen, was für 
die Erstellung einer Strafverfahrensstatistik, die im öffentlichen Inter- 
esse liegt, aber unverzichtbar wäre. Zur Beantwortung der vorliegenden 
Kleinen Anfrage wäre darum eine Beteiligung der Landesjustizbehör- 
den notwendig. 

Inzwischen ist aber nicht nur von Interesse, wie sich die Verfahrensent- 
wicklung auf Bundes- und Länderebene für das Jahr 1993 darstellt. Eine 
Präzisierung einzelner Fragestellungen erscheint durch die rechtstat- 
sächliche Entwicklung angezeigt, etwa durch Grundsatzurteile der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung gegen Richter wegen Rechtsbeu- 
gung oder bezüglich der Überwachung von Telefon- und Postverkehr. 

Am 27. September 1993 ist zudem eine gesetzliche Regelung erlassen 
worden, um die drohende Verjährung bestimmter Straftatbestände ab- 
zuwenden. Hieran war die Hoffnung geknüpft, eine höhere Zahl von 
Strafermittlungsverfahren einzuleiten und zu einem Abschluß zu brin- 
gen (Gesetz zur Verlängerung strafrechtlicher Verjährungsfristen, 
BGBl. 1 1993, Nr. 51, S. 1657). ln diesem Sinne soll mit der hier erfragten 
Statistik auch geklärt werden, ob bereits zum jetzigen Datum eine signi- 
fikante Wirkung dieses Gesetzes zu verzeichnen ist. 

1. In wie vielen Fällen sind (seit dem Berichtsstand in oben genannter 
Antwort der Bundesregierung) im Verantwortungsbereich des Bun- 
des Ermittlungsverfahren gegen jeweils wie viele ehemalige Mit- 
arbeiter des MfS im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit für das MfS 
eingeleitet worden, und aufgrund welcher Strafrechtsvorschriften? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Justiz vom 
29. August 1994 übermittelt 
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Der für die Verfolgung von Straftaten des Landesverrats und der 
Gefährdung der äußeren Sicherheit (§§ 94 bis 100 a StGB) zustän- 
dige Generalbundesanwalt hat wegen dieser Taten im Jahr 1993 
gegen insgesamt 1 682 ehemalige Mitglieder des Ministeriums für 
Staatssicherheit (MfS) im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit für 
das MfS 1481 Ermittlungsverfahren eingeleitet. 

Von diesen 1682 Beschuldigten sind 319 inoffizielle (davon 
namentlich bekannt; 259) und 467 hauptamtliche = HA (davon 
namentlich bekannt: 463) „Ost" -Mitarbeiter des ehemaligen MfS. 
Bei den verbleibenden 896 Beschuldigten handelt es sich um 
IM-West (davon namentlich bekannt: 778). 

Von den vorgenannten 1481 Ermittlungsverfahren sind 653 Ver- 
fahren mit 769 Beschuldigten (188 IM-Ost/371 IM-West/210 HA) 
gemäß § 142 a Abs. 2 Nr. la GVG an die Länder abgegeben 
worden. 

Über die Jahre 1989 bis 1992 hat die Bundesregierung in ihrer 
Antwort vom 21. Mai 1993 - Drucksache 12/5004 - berichtet. 


2. Wie viele der unter Frage 1 genannten Fälle endeten jeweils 

a) mit einer Verurteilung, 

b) mit einem Freispruch, 

c) mit einer Verfahrenseinstellung 
aa) gemäß § 153 bis 153 b StPO, 
bb) gemäß § 153 d StPO, 

cc) gemäß § 153 e StPO, 

dd) gemäß § 154 und 154 a StPO, 

ee) gemäß § 170 Abs. 2 StPO? 


Von den vom Generalbundesanwalt selbst geführten 828 Ermitt- 
lungsverfahren gegen 913 ehemalige Mitarbeiter des MfS (131 
lM-Ost/525 IM- West/257 HA) endeten bislang (Stand: 22. März 
1994 und abgestellt jeweils auf die Zahl der Beschuldigten) mit: 


Verurteilung 

Freispruch 

Einstellung 

gemäß § 153 StPO 
gemäß § 153 a StPO 
gemäß § 153 b bis 153 e StPO 
gemäß § 154 und 154 a StPO 
gemäß § 170 Abs. 2 StPO 


IM-Ost IM-West HA 

0 0 0 

0 0 0 

13 56 17 

3 6 3 

0 2 1 

0 0 0 

0 0 0 

10 48 13 


3. Wie viele der unter Frage 1 bzw. 2 genannten Verfahren sind bisher 
nicht rechtskräftig abgeschlossen? 


Von den in der Antwort zur Frage 2 genannten 828 Ermittlungs- 
verfahren sind 744 Verfahren gegen 827 Beschuldigte (118 IM- 
Ost/469 IM-West/240 HA) bisher (Stand: 22. März 1994) nicht 
(rechtskräftig) abgeschlossen. 
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4. In wie vielen Fällen sind im Verantwortungsbereich der Länder 
Ermittlungsverfahren gegen ehemalige Mitarbeiter des MfS im Zu- 
sammenhang mit ihrer Tätigkeit für das MfS eingeleitet worden, 
und aufgrund welcher Strafrechtsvorschriften? 


a) Die verfügbaren Erkenntnisse lassen keine abschließende 
Beantwortung zu, da in den Ländern keine entsprechenden 
Statistiken geführt werden. 

Auf der Grundlage der vorliegenden Ländermitteilungen, die 
das Jahr 1993, teilweise aber auch das Jahr 1992 und den Zeit- 
raum bis April/Mai 1994 erfassen, läßt sich die Frage wie folgt 
beantworten: 

b) Im Verantwortungsbereich der Länder wurden 2 370 Ermitt- 
lungsverfahren gegen ehemalige Mitarbeiter des Ministeriums 
für Staatssicherheit (MfS) im Zusammenhang mit ihrer Tätig- 
keit für das MfS eingeleitet. Davon betreffen 54 Verfahren 
hauptamtliche oder agenturische Mitarbeiter des MfS sowie 
ehemalige Führungsoffiziere des früheren militärischen Nach- 
richtendienstes der NVA. 

Die Ermittlungsverfahren betreffen ganz überwiegend den 
Vorwurf der geheimdienstlichen Agententätigkeit nach § 99 
StGB. Darüber hinaus sind Ermittlungsverfahren u. a. wegen 
folgender Delikte eingeleitet worden: 

Untreue, Freiheitsberaubung, Totschlag, Rechtsbeugung, Ver- 
abredung von Verbrechen, Amtsanmaßung, Unterschlagung, 
Nötigung, Strafvereitelung, Anstiftung zum Mord, ungesetz- 
licher Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs, rechts- 
widriger Durchsuchungen und Festnahmen, politischer Ver- 
dächtigung, Körperverletzung, Nötigung zu einer Aussage. 


5. Wie viele der unter Frage 4 genannten Fälle endeten jeweils 

a) mit einer Verurteilung, 

b) mit einem Freispruch, 

c) mit einer Verfahrenseinstellung 
aa) gemäß § 153 bis 153 b StPO, 
bb) gemäß § 153 d StPO, 

cc) gemäß § 153 e StPO, 

dd) gemäß § 154 und 154 a StPO, 

ee) gemäß § 170 Abs. 2 StPO? 


a) Auf die Ausführungen zur Frage 4 a) wird Bezug genommen. 

b) Nach Mitteilung der Länder endeten mit 


einer Verurteilung 

22, 

einem Freispruch 

2, 

einer Einstellung 


gemäß § 153 bis 153 b StPO 

182, 

gemäß § 153 d StPO 

35, 

gemäß § 153 e StPO 

0, 

gemäß § 154 und 154 a StPO 

22, 


gemäß § 170 Abs. 2 StPO 368 Verfahren. 
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6. Wie viele der unter Frage 5 genannten Verfahren sind bisher nicht 
rechtskräftig abgeschlossen? 


a) Auf die Ausführungen zur Frage 4 a) wird Bezug genommen. 

b) Nach Mitteilung der Länder wurden 607 Verfahren eingestellt 
und vier Verfahren durch Urteil rechtskräftig abgeschlossen. 

7. In wie vielen Fällen wurden gegen Richter der ehemaligen DDR 
Strafverfahren wegen Rechtsbeugung eingeleitet? 

In wie vielen Fällen endeten diese 

— mit einer Verurteilung, 

— mit einem Freispruch, 

— mit einer Verfahrenseinstellung nach den unter Frage 2 Buch- 
stabe c bzw. 5 Buchstabe c genannten Kriterien? 

Wie viele dieser Verfahren sind bisher nicht rechtskräftig abge- 
schlossen? 

a) Auf die Ausführungen zur Frage 4 a) wird Bezug genommen. 

b) Gegen Richter der ehemaligen DDR wurden - soweit bekannt - 
12 373 Ermittlungsverfahren wegen Rechtsbeugung einge- 
leitet. 

Bislang endeten mit 

einer Verurteilung 3, 

einem Freispruch 0, 

einer Einstellung 1 523 Verfahren. 

Ein Verfahren, das durch Urteil beendet wurde, ist inzwischen 
rechtskräftig abgeschlossen; die übrigen Verfahren dauern 
noch an. 


8. In wie vielen Fällen wurden gegen Mitarbeiter der dem MfS nahe- 
stehenden politischen Polizei K 1 Strafverfahren im Zusammenhang 
mit ihrer Tätigkeit für die Aufgaben der K 1 eingeleitet? 

In wie vielen Fällen endeten diese 

— mit einer Verurteilung, 

— mit einem Freispruch, 

— mit einer Verfahrenseinstellung nach den unter Frage 2 Buch- 
stabe c bzw. 5 Buchstabe c genannten Kriterien? 

Wie viele dieser Verfahren sind bisher nicht rechtskräftig abge- 
schlossen? 


a) Auf die Ausführungen zur Frage 4 a) wird Bezug genommen. 

b) Lediglich aus Sachsen-Anhalt ist bekannt, daß sechs Ermitt- 
lungsverfahren gegen Mitarbeiter der dem MfS nahestehenden 
politischen Polizei K 1 eingeleitet worden sind. 

Diese Verfahren sind bisher noch nicht abgeschlossen. 


9. In wie vielen Fällen wurden im Bereich der Regierungs- und Ver- 
einigungskriminalität durch die ZERV Strafverfahren eingeleitet? 

In wie vielen Fällen und bei welcher finanzieller Schadenshöhe 
jeweils endeten diese Verfahren 
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— mit einer Verurteilung, 

— mit einem Freispruch, 

— mit einer Verfahr enseinstellung nach den unter Frage 2 Buch- 
stabe c bzw. 5 Buchstabe c genannten Kriterien? 

Wie viele dieser Verfahren sind mit welcher finanziellen Schadens- 
höhe bisher nicht rechtskräftig abgeschlossen? 


a) Auf die Ausführungen zur Frage 4 a) wird Bezug genommen. 

b) Im Jahr 1993 wurden durch die ZERV im Bereich der Regie- 
rungs- und Vereinigungskriminalität insgesamt 2 205 Ermitt- 
lungs- und 4 166 Überprüfungsverfahren eingeleitet. Bisher 
endeten mit 

— einer Verurteilung 18, 

— einem Freispruch 8, 

— einer Einstellung 774 Verfahren (plus 878 Über- 

prüfungsvorgänge). 

1 406 Verfahren sind nicht erledigt. 


10. Wie bewertet die Bundesregierung politisch den Umfang der ein- 
geleiteten und abgeschlossenen Strafverfahren? 

Sieht sie die Notwendigkeit weiterer gesetzlicher oder anderwei- 
tiger rechtspolitischer Initiativen (etwa eine erhöhte Personalaus- 
stattung der Strafverfolgungsbehörden), und welcher? 

Welche entsprechenden Bewertungen der Länder sind ihr bekannt, 
die sie den Fragestellern zur Verfügung stellen könnte? 


Die Gesamtzahl der vom Generalbundesanwalt im Jahr 1993 ein- 
geleiteten Verfahren (vgl. Antwort zur Frage 1), der von ihm im 
selben Jahr erhobenen 15 Anklagen gegen 27 Beschuldigte und 
der im Jahr 1993 aus früher eingeleiteten Verfahren ergangenen 
11 Urteile gegen 17 Angeklagte jeweils wegen Landesverrats 
und/oder Gefährdung der äußeren Sicherheit, insbesondere 
wegen geheimdienstlicher Agententätigkeit, zeigt, daß die Straf- 
verfolgungsbehörden und Gerichte des Bundes ihrer gesetzlichen 
Verpflichtung zur Strafverfolgung bzw. Wahrheitsfindung umfas- 
send nachkommen. Dies gilt auch für die Justiz der Länder. 
Rechtspolitische Initiativen sind insoweit aus gegenwärtiger Sicht 
nicht angezeigt. 


11. Sieht die Bundesregierung bereits einen nennenswerten Effekt des 
Gesetzes zur Verlängerung strafrechtlicher Verjährungsfristen vom 
27, September 1993 derart, daß seit Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
erhöhtem Umfang Strafverfahren wegen der unter den Fragen 1 
bis 9 genannten Straftaten eingeleitet wurden? 

Ist ihr eine diesbezügliche Bewertung durch die Länder bekannt, 
oder ist sie bereit, eine solche Bewertung bei den Ländern zu erfra- 
gen, die sie den Fragestellern zur Verfügung stellen könnte? 


Soweit die Länder angesichts der kurzen Zeitspanne seit Inkraft- 
treten des Gesetzes zu dieser Frage Stellung genommen haben, ist 
bisher kein bzw. kein nennenswerter Anstieg der Ermittlungsver- 
fahren zu beobachten. 
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